
Limburg macht das Unsichtbare sichtbar

Beim 2. Tag der nicht sichtbaren Beeinträchtigungen diskutieren Betroffene, Politik und Gewerkschaften über gerechte Strukturen und Teilhabe

Limburg, 20. Oktober 2025.
Der 2. Tag der nicht sichtbaren Beeinträchtigungen fand am Montag auf dem Europaplatz in Limburg statt.
Der Verein gemeinsam zusammen e. V. hatte gemeinsam mit dem Landkreis Limburg-Weilburg Vertreter*innen aus Politik, Gewerkschaften und Zivilgesellschaft eingeladen, um auf die Situation von Menschen aufmerksam zu machen, deren Beeinträchtigungen nicht auf den ersten Blick erkennbar sind.
Im Mittelpunkt standen Themen wie Sichtbarkeit, Bildung, gesundheitliche Versorgung, Arbeitsbedingungen und Suizidprävention.

---

Eröffnung durch Michael Stanke und Elke Fehr

Eröffnet wurde die Veranstaltung von Michael Stanke, Erster Stadtrat der Stadt Limburg.
Er begrüßte die Gäste und betonte, wie wichtig es sei, auf die Anliegen von Menschen mit nicht sichtbaren Beeinträchtigungen aufmerksam zu machen.

Anschließend sprach Elke Fehr, Kreisbeigeordnete des Landkreises Limburg-Weilburg.
Sie unterstrich die Bedeutung, über die unterschiedlichen Lebensrealitäten ins Gespräch zu kommen, und dankte dem Verein gemeinsam zusammen e. V. für dessen Engagement.

Beide machten deutlich, dass gesellschaftliche Teilhabe nur gelingen kann, wenn das Thema offen und mit Respekt behandelt wird.

---

„Wir müssen über Strukturen sprechen, nicht über Mitleid“

Rebecca Lefèvre, Projektleitung des Vereins und Sprecherin der AG Neurodivergenz im Nationalen Suizidpräventionsprogramm, machte in ihrem Beitrag deutlich, wie wichtig es sei, die Perspektiven von Menschen mit nicht sichtbaren Beeinträchtigungen in politischen und gesellschaftlichen Entscheidungen mitzudenken.

> „Ich bin Autistin mit ADHS. Ich will nicht weniger autistisch sein – ich will verstanden werden“, sagte Lefèvre.
„Wir brauchen keine Mitleidsgesellschaft, sondern eine, die Strukturen verändert.“

Sie erklärte, dass der Verein sich dafür einsetzt, das Thema sichtbarer zu machen und konkrete Unterstützung anzubieten.
Ein Diskussionspunkt war auch der Vorschlag eines freiwilligen Ausweises für nicht sichtbare Beeinträchtigungen, der helfen soll, Missverständnisse und Barrieren in Alltagssituationen zu reduzieren.

> „Der Ausweis soll kein Stigma sein, sondern ein freiwilliges Instrument, um in bestimmten Situationen Verständnis und Sicherheit zu schaffen“, so Lefèvre.

Darüber hinaus betonte sie, dass Suizidprävention stärker mit dem Thema Unsichtbarkeit verknüpft werden müsse, da viele Betroffene über Jahre hinweg übersehen oder falsch behandelt würden.

---




Bildung als Schlüssel – fehlende Investitionen gefährden Chancen

Ein weiteres zentrales Thema war das Bildungssystem.
Sowohl aus Sicht der Betroffenen als auch aus gesundheitspolitischer Perspektive wurde deutlich, dass Kinder mit nicht sichtbaren Beeinträchtigungen im derzeitigen Schulsystem häufig zu kurz kommen.

Rebecca Lefèvre sagte dazu:

> „Kinder von heute sind die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer von morgen. Wenn wir in Schulen keine Strukturen schaffen, die Vielfalt anerkennen, zahlen wir später einen hohen Preis – menschlich und wirtschaftlich.“

Die gesundheitspolitische Perspektive brachte Dr. Tanja Machalet, Vorsitzende des Gesundheitsausschusses im Deutschen Bundestag, in die Diskussion ein.
Sie hob hervor, dass Prävention und Bildung stärker zusammengedacht werden müssten:

> „Wir müssen in Prävention investieren – in multiprofessionelle Teams, kleinere Klassen, Schulsozialarbeit und Lehrkräfte, die auch psychisch gesund bleiben können. Das sind keine Kosten, das sind Investitionen in die Zukunft.“

Dr. Machalet betonte, dass Bildungseinrichtungen zentrale Orte für Inklusion seien – und dass der Erfolg der Gesundheits- und Sozialpolitik auch davon abhänge, wie früh Kinder Unterstützung erhalten.

---

Politische Stimmen aus Berlin

Neben Dr. Machalet nahm auch Jürgen Dusel, Beauftragter der Bundesregierung für die Belange von Menschen mit Behinderungen, am Podium teil.

Dusel machte deutlich:

> „Teilhabe ist kein Akt der Freundlichkeit, sondern ein Menschenrecht. Der Staat muss sicherstellen, dass diese Rechte auch für Menschen mit nicht sichtbaren Beeinträchtigungen gelten.“

Dr. Machalet ergänzte, dass insbesondere Frauen mit chronischen oder hormonell bedingten Erkrankungen oft zu spät oder falsch diagnostiziert werden:

> „Wir brauchen eine gerechtere, geschlechtersensible Gesundheitspolitik, die Menschen ernst nimmt – unabhängig davon, ob ihre Beeinträchtigung sichtbar ist oder nicht.“

---

„Gute Arbeit heißt, Bedingungen zu schaffen, die Vielfalt ermöglichen“

Viktoria Spiegelberg-Kamens, Kreisvorsitzende des Deutschen Gewerkschaftsbundes (DGB), lenkte den Blick auf die Arbeitswelt:

> „Viele Beschäftigte verschweigen ihre Beeinträchtigungen aus Angst vor Nachteilen. Gute Arbeit heißt aber, Bedingungen zu schaffen, unter denen alle Menschen arbeiten können, ohne ihre Gesundheit zu gefährden.“

Sie sprach sich dafür aus, psychische und sensorische Belastungen verbindlich in Gefährdungsbeurteilungen aufzunehmen und mehr Sensibilisierung in Betrieben zu fördern.

> „Reizüberlastung und Erschöpfung sind keine Randthemen. Inklusion gehört in die Mitte der Arbeitswelt – sie ist die Grundlage für eine faire und zukunftsfähige Gesellschaft“, so Spiegelberg-Kamens.

---

Fazit: Sichtbarkeit braucht Struktur

Der Verein gemeinsam zusammen e. V. zeigte mit der Veranstaltung, wie groß der Gesprächsbedarf zum Thema ist.
In den Beiträgen wurde deutlich, dass nicht sichtbare Beeinträchtigungen viele Lebensbereiche betreffen – von Schule und Bildung über Gesundheit bis hin zur Arbeit.

Die Diskussion machte zugleich klar: Es braucht Aufklärung, Verständnis und politische Strukturen, die Teilhabe tatsächlich ermöglichen.
„Inklusion darf kein Zusatz sein“, sagte Rebecca Lefèvre zum Abschluss, „sondern die Grundlage einer modernen, gerechten Gesellschaft.“
---
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